
 Herr Dr. Degenhart, das Hinweisgeber-
schutzgesetz ist beschlossen worden. 
Was ändert sich?

Das neue Hinweisgeberschutzgesetz ver-
-

schäftigten, interne Meldestellen zur Ent-
gegennahme von Hinweisen einzurichten. 
Eine Meldestelle setzt sich aus zwei Fak-
toren zusammen: Erstens müssen Unter-
nehmen ein Hinweisgebersystem einrich-
ten und dieses zweitens mit geschultem 
Personal ausstatten.

 Gibt es eine best practice?
Ein Hinweisgebersystem sollte aus einer 
digitalen Meldeplattform und analogen 
Meldewegen wie zum Beispiel einer Tele-
fonhotline bestehen, damit die Beschäf-
tigten aus mehreren Meldewegen wählen 
können. Für den Betrieb des Hinweisge-
bersystems ist es empfehlenswert, dass 
die zuständigen Beschäftigten einen Com-
pliance-Hintergrund aufweisen oder zu-
mindest entsprechend geschult werden, 
denn neben der Entgegennahme von Hin-
weisen muss die Meldestelle diese auch 
prüfen und bearbeiten, wobei gesetzlich 

sind.

 Auch der Staat muss Meldestellen 
einrichten. Was hat es damit auf sich?

zentrales Hinweisgebersystem aufbauen, 
über welches Beschäftigte Hinweise di-
rekt an den Staat geben dürfen, digital 

damit de facto in Konkurrenz zu den Un-
ternehmen, soweit es darum geht, an wen 
die Beschäftigen ihre Hinweise melden. 
Zwar sollen Beschäftigte zuerst an das 
eigene Unternehmen melden, aber sie 
müssen dies nicht.

 Drohen Strafen?
Verstöße gegen einzelne Regelungen des 

Hinweisgeberschutzgesetzes werden mit 
Geldbußen bis zu 50.000 Euro geahndet

 Wann tritt das Gesetz in Kraft?
Das Gesetz tritt Mitte Juni in Kraft. Es be-
steht also Handlungsbedarf, und die be-

Details entscheiden.

 Von welchen Details sprechen Sie?
Unternehmen müssen entscheiden, ob sie 
das Thema outsourcen, was sie ausdrück-
lich dürfen. Dies ist mit der Beauftragung 
eines externen Datenschutzbeauftragten 
vergleichbar. Bei einer internen Lösung 
sollten Unternehmen die best practice im 
Auge behalten.

 Was sollten Unternehmen unbedingt 
beachten?

Ziel der Unternehmen muss es sein, die 
gewählte Lösung so attraktiv wie möglich 
zu gestalten, haben doch alle ein Interesse 
daran, Hinweise – wenn sie schon kom-
men – in der eigenen Sphäre zu bearbeiten 
und den Sachverhalt nicht mit einer Be-
hörde diskutieren zu müssen. Hier zeigt 
sich gerade für Unternehmen ohne Rechts- 
oder Compliance-Abteilung der Vorteil 
des Outsourcings, da externe Dienstleister 
für viele Beschäftigte vertrauenswürdiger 
sind als eine interne Lösung.

 Dürfen Konzerne und Holdinggesell-
schaften in dem neuen Rechtsrahmen 
dann auch eine zentrale Meldestelle 
unterhalten?

Ja, dies ist gemäß der Gesetzesbegrün-
dung ausdrücklich zulässig. Nicht jedes 
Tochterunternehmen braucht ein eigenes 
Hinweisgebersystem.

 Was bedeutet dies für Beteiligungs-
unternehmen? Welche Vorkehrungen 
müssen sie treffen?

Beteiligungsunternehmen sollten eine 
-

nehmen skalierbar ist. Sie sollten also ein 
System aufsetzen, welches alle Portfolio-
unternehmen eigenständig nutzen kön-
nen. Gleichzeitig sollten die Portfolioun-
ternehmen in die Lage versetzt werden, 
ihr System auch dann fortzuführen, wenn 
es zu einem Kontrollwechsel kommt.

 Gibt es aus Unternehmenssicht nach 
Ihrer Einschätzung positive Aspekte 
aus den neuen Vorgaben neben der 
reinen Pflichterfüllung?

Die Rechtsprechung verlangt immer deut-
licher, dass Geschäftsführungen interne 

welche ein rechtmäßiges Handeln der Ge-
sellschaft, also „Compliance“ im Wortsinn, 
gewährleisten. Hinweisgebersysteme er-

-
schäftsführungen die Möglichkeit, in-
terne Informationen über mögliche Ver-
stöße oder Schwachstellen zu erlangen, 
die durch anderweitige Kontroll- oder 
Überwachungsmaßnahmen nicht bekannt 
werden würden. In diesem Sinne ist der 
mit dem Hinweisgeberschutzgesetz ver-
bundene Aufwand in einen größeren Kon-
text zu setzen als in ausschließliche Um-
setzungskosten für ein neues Gesetz unter 
vielen.
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